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ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

An das Zl.275/89, 247/89 

285/89, 307/89 

179/89, 246/89 

Präsidim �����t:����� 
Par 1 amen 

1017 \ q.W"H 1 7.OKT.1989 /'::1 
1 7 f\�" 4nOq t#ttt/· 

Betr.: Gesetzeshilfsdienst 
t V .... II. . . r 
-- --...... 

Der österreichische Rechtsanwaltskammertag erlaubt sich, 

je 25 Ausfertigungen der dem 

Bundesministeriurn für Land- u.Forstwirtschaft 

zu Zl.16.550/05-1 5/89, zu GZ. 11.520/01-1A/89 

Bundesministeriurn für Finanzen 

zu GZ.23.3700/12-V/14/89, zu GZ.26. 1100/18V-14/89/1 

Bundesministeriurn für wirtschaftl.Angelegenheiten 
zu GZ.62012/12-V11/A/89 

Bundesministeriurn für Umwelt, Jugend und Familie 
zu GZ.23 0102/3-111/3/89 

erstatteten Stellungnahmen zur gefälligen Kenntnisnahme zu übersenden. 

Beil.o.e. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Wien, am 12.0ktober 1989 

DER öSTERRE1QUSGlE REGITSANWALTSKAMMERTAG 
. 

LA. � 
Hofrat Dr.SOUKUP 
Generalsekretär 

1010 WIEN, ROTENTURMSTR.13 (EINGANG ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 5332718/23 DW, TELEFAX 5332718/44 DW 
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ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Zl.275/89 

Zu Zl.: 16.550/05-1 5/89 

An das 

Bundesministerium f.Land­

und Forstwirtschaft 

Stuben ring 1 

1010 W i e  n 

Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Wasserrechtsgesetz 1959 geändert wird; 
"Wasserbuch-Novelle"; Stand August 1989 

Der österreichische Rechtsanwaltskammertag übersendet im Nachhang 

zu der Stellungnahme vom 19.5eptember 1989 die Stellungnahmen des 

Ausschusses der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer v.15.9.1989 

und die Stellungnahme des Ausschusses der Oberösterreichischen 

Rechtsanwaltskammer vom 20.9.1989 mit dem Ersuchen, diese der 

Stellungnahme des österreichischen Rechtsanwaltskammertages anzu­

schließen und zu berücksichtigen. 

2 Beilagen 

Wien, am 2.0ktober 1989 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 

Präsident 

1010 WIEN, ROTENTURMSTR. 13 (EINGANG ERTLGASSE 2), POSTFACH 612, TELEFON 5332718/23 DW, TELEFAX 5332718/44 DW 
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Rechtsanwalt 
DR. KARL ANDERLE 

Verteidiger in Strafsachen 
LINZ, KAISERGASSE 18/ II 

Telefon 0732/2762:/6 

Betrifft: Wasseroucliriove'lle 

S t el 1 u n 9 n a h  m e 
=======:================= 

Linz, den ... . ... 20.,9..,19.8.9 .......................... . 
Rairr.i •• nbank Linz. Kto.·Nr. S.OSS.I65 

AII8.m.in. Sparka .... Kto.·Nr. 0000·104159 

PSK. Kto.·Nr. 23".S97 

Di� tasserbuchnovel1e beabsi�bttgt � das Wa�serbuch zu einem Auskunfts� 
und Pla,nun�sirlsti:tut herabzu�etzen und di.e rechtsgest�l tende Wirkung 

der Ei'ntragt,mgen zu b-eseitigen� Die Rechtssicherhei't für diß rechtsuchenden 

Menschen tst oezüglich des Grundes durch das Grundbuch und bezüglich der 

Ftrmen durch da,s Handelsregister in der österreichischen Rechtsordnung 

senr gut gewährl eis tet. Auch die Ei nverl einung von Diens tbarke;-ten i.n 

den fläcttenqecRenden Grundbuchskörpern gewährletstet die Si.cherbett 

fUr dte Dt'enstba,rkettsgeber, Dienstbarkeitsnehmer und für i.nteressierte 

Dri.'tte. 

Es ist daher rechtspolitisch notwendig, daß auch das Wasserbuch Ein­

tragungen enthält, die dingliche Wirkung haben. 

Jedermann muß auf die darin aufscheinenden Rechte und Pflichten vertrauen 

können. Eine bloße Registrierung der Bescheide, Pläne und Aktenteile in 

einem Art Melderegister erfüllt keinesfalls den iweck des öffentlichen 

Wasserbuches und würde eine Verunsicherung der Rechtsuchenden herbei� 

führen. 

Es wird daher vorgeschl�gen, die Entstehung und Löschung von Wasser­

rechten und Pflichten gegenüber im Wasserrechtsverfahren nicht Beteiligte 

erst mit der Eintragung im Wasserbuch rechtswirksam werden zu lassen. 

Diesbezügliche Bestimmungen wären im ABGB und den Spezialgesetzen aufzu­

nehmen. 

Eine Verwaltungsvereinfachung wird in Zukunft durch die automations­

unterstützte Wasserbuchführung gewährleistet und wird daher der Wegfall 

des förmlichen Wasserbuchverfahrens abgelehnt. 
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Zu einzelnen Bestimmungen der Novelle wird Stellung genommen wte folgt: 

Zu § lO3 a WRG: 
Es erhebt sich die Frage, ob der Ausschluß von Planunterlagen von der 

"Allgemeinen Einsichtnahme" zur Wahrung von Geschäfts .. oder Betri'ebsge� 

heimnissen tatsächlich zweckmäßig ist. Die korrespondi'erende Bestimmung 

des § 124 Absatz 4 WRG könnte dazu fUhren, daß, zumindest bet 
großzügiger Auslegung des Begriffes des Geschäfts� und Betrtebsgeheimtsses, 

di e erforderli'che Transparenz zu stark beei n trächtigt wird. Vergl ei"cl1bare 

"öffentliche Register" wie das Grundbuch und das Handelsregister enthalten 

solche Ausnahmebestimmungen nicht. rm Hqndelsregtster ist bei' Bescheintgung 

des rechtl i ehen Interesses sogar die Einsicht i'n den gesamten Regi'ster�Rt 

ffiÖgl ich. 

Zu § 125 Abs. 3 WRG: 
Die Urkunden sind mindestens 10,Jah'r-e nach- Er)öschen etnes Wi\sserrech-tes 

bzw. nach Erfüll ung 1 etztma li'ger Vorkehrungen aufzuBewahren. Eine 

Aufbewahrung der Urkunden für die Dauer der gew�nrten Rechte und der 

zivilrechtlichen Verjährungsfristen wäre $i�herlich zweckmäßig, um den 

Zugang zu den Urkunden zu erleichtern. 

Zu § 126 WRG: 
Die Berichtigung des Wasserbuches durch den Ladeshauptmann (also dte 

Berichtigung von Amtswegen) soll offensichtlich (im Gegensat� zur Bertchti:gung 

nach Absatz 5 über Partetenantrag) ohne förmltches Verfahren und ohne 

Bescheiderlass,ung erfolgen. Es wäre zweckmäßtg, wenn zumi'ndest die unmtttelbar 

davon Betroffenen von einer solchen Beri.'chtigung verständtgt werden wUrden, 

um zumindest die �6glichkeit zu haben, aus gegebenem Anlaß das Zutreffen 

der Richtigstellung UberprUfen zu können. 

Insgesamt wird die vorgeschlagene Wasserbuchnovelle ��gelehnt. 
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21/09 '89 13:45 "0043 316 829730 Stmk. RA-Kammer ...... WRo RAK 

Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer in Graz Salzam� 3IlV . 8011 Graz • Postfach SS7 • TelefOll (0316) ew!lO. Te1cfu (0316) 8%91!O Gimkaato Nr. � bei der S� Sput.uIe,. Dm. �1I4, .. Hr. 1l40.J74 

Osterreichischer 
Rechtsanwaltskammertag (G\ .p I \fr ----rJ- � '" � 0_ ( 

GI 486/82 . " 5. ,',.. . �'-''''' J Gras, 15. 9. 1980 
emg. (.. ..: __ .. L.H. 

......... fach, mit" 

�. 13 
1010 W:l. n 

,Beilagen 

Rechtsanwaltskammer 
Wien 

eing. 2 1. SEP. 1989 

stellungnahme: 

1) Der weaentl1cha Inhalt äea gegenwlrtigen Wasserrec::htsgeset.zet. 
stawät aus daal Jaht'e 1869. 
1901 wurde (las Waascrec:ht in die ausschließliche Zu.ständi;ke:f.t 
der LInder Wl:Wieeen.. 1934 erfolgte dte ez"IJta � Nove11e, 
untat' anderem wurde das Wuserrecht zur a\lS8Chlid11chen 8Un4ea­
sacbe erk11rt. 
Novellen er;1.ngen in kle1.nereln Ausma8 1945 unI5 19'7. ,Illna weit­
gehende J\naL"Ulg erfuhr du Gen'tZ 19�9. aoo..nn ez;'I:Q1gtOft "" 
kOrzeren A'bstIndan wei tero kleinere �en (SQBl 36/70, 
SO/74, 390/83 und 238/85), die Kunttmachung 8GBl 509/88 (auf­
;x:und e1ne8 V.-fe.saun;sger1chtshofarkenntrWssea> und ZUle'tzt 
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aufgrund des BGBl 693/66. 

NaChdem ursprünglich ÄndAn�An in ZAitr�I�An von nP.7.p.niRn RT­
folgt sind, häufen sich nunmehr die Aktivitäten des Gesetzge­

bers. 

Derzeit befindet sich eine umfangreiche Novelle in gesetzgeberi­
scher Beratung . In ihrer inhaltlichen Bedeutung übertrifft diese 
�ltL' J'=!ll� tle.t' "ahre 1934 wld 19�9. 

Diese Novelle befaßt sich jedoch nicht mit dem gesamten Wasser­

�ch�, eondorrl 1�t o�n g.oßeo �opitol �ll�g unbeo.boitct, n�­

lieh jenes über "Ganossenschaften un� verbände." 
Ea 1st zu erwarten, daß in ab�ehbarer Zeit auch dieses neu bear­
beit.t wird. 

Bei dieser Sachaage ist es gegenObsr der rechtssuchenden Bevöl­

kerung unzumutbar, ein3 gesonderte Novelle zur Kenntnis nehmen 
zu mUseen. 
Sollte also der WunsCh für eine Än�erung so groß Ge�, daß des­
halb ein Gesetz geändert werden mvß, so wäre diese Änderung nur 

gerechtfertigt, werm sie 1m nehmen anderer NOV&llen erfolgt. 

Hierbei wurc1e mitbedacht, daß kurz oder ltmger sicherlich eine 

Umstellung des Wasserbuches auf EDV-mäBige Erfassung dann groBe 
Vorteile brinQt . wenn eir.e vielfache Abrufbarke1t äurch Termi­

nals, also auch außez:halb de't' La.ndesI:egJ.e�-w1Q, wie li:. S. fti.r' 
das Grundbuch, möglich 1st. 

2) a) B.i oiner sOlchon Umstellung auf EDV-Anlagen und zur zu­
sätzlichen RechtfertIgung dieser wäre auch zu überlegen, ob 
nioht eine Mi tvararbei twlg und Verfaseung sämtlicher, sonstiger 

wesentlicher hydrografischer Daten erfolgen soll (Einbau der 

Hydrografie) • 

141002 
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b) Durch das BW1desgesetz van 4. 5. 1935, BGSl 163/65, wurde ein 

sogenannter Wasserkraftkataster e1nge�ichtet. Soweit dem Refe­
renten bekannt, verfUgt dieser in der Praxis über ein stiefmüt­

terlichas Dasein. 

(Im S 3 sind bemerkenswerterweise nahezu die gleichen Einzelhei­
ten als erfassuogawürdig angesehen wie in der geganstandlicllen 

wö��ergesetznovelle hinsicht11ch dos Waaeerbuohos). 
Offenbar war dies Grundlage für S 59 WItG. 
Im S 59 des WRG wurde in der Folge ein W82serwirtseha:f�sk8taster 

eingerichtet. Sowei t dem Referenten bekennt, wurde dieser Ka­
taster nicht ausgebaut. Zum1ntle� l. �.r.lc)J'l9'te er in der rrollio 11:01-
ne B.c1eutung. 

Wenn man die Erfassung waeserwirtschaftlich oder wasserrechtlich 

beachtlicher Tatsachen als vom öffentlichen Interesse wesentlich 

ansieht, so müßte man den Bogen weiterspannen und alle diese 

Einrichtungen in ein EDV-mäBig erfaßtes Paket zusammenfassen. 

Bemerkt wird, daß dies hinsichtlich des Grundvermögens dadurch 
gesohehen ist I daß G:r:undbuchs- und Vermessungs daten gemeinsam 

ertaßt sind. 

Es ist sicherlich richtig, daß die Bedeutung eines solchen Vor­
habens weit über den Inhalt der gegenständlichen Novelle hinaus­

geht und auch nicht von heute auf morgen durchgeführt werden 
kann. Wenn es aber 1m zusammenhang mi t dem Grundbuch, also auf 
viel gröBerer Ebene, möglich war, mußte dies auoh auf wasser­

wirtsChaftlichem Gebiet möglich sein. 

Di. wirtschaftlichen Auswirkungen ein9r solchen wasserwirt­

schaftlieh umfassenden und sowohl. c'len Behörden, als auch den 

Bürgern d1enenäen Einrichtung wäre bedeutend. 

3) Ohne zusätzliche 1\M(,Jre BeSt1.mmUllYfd11 (�. 8. über die Az't Wir 
Rinr-l�h+:uno) i.At das "neue Wasserbuch" nicht ins Leben zu rufen. 
SOlche näheren Bestimmungen erfolgten für das ge�tende Recht 
durch die Wasserbuchverordnung. 

�003 
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Es wäre daher überlegenswert, ob diese näheren Bestimmungen 

(gleich dem Grundbuoh ) ins Gesetz aufgenommen werden oder aber 
eine Verordnungsermächtigung 1 t. gel tendern Recht (5 125 Abs 5) 
erfolgt. 
Soll te es zu einer Verordn1.lllgSertnächtigung kommen, mUßte eiM 
hinreichende Bestinlnung (Det8%IDinierung) im Sinne des Art XVIII 
Bundesverfassuogsgesetz vorgenamten werden. 

Derzeit erfolgt die sachgerechte ordnung nach Wasserläufen (In! l 
planlioher Darstellung). Dieses ordnungs system eignet sich 
nicht fUr Deponien und sonstige nicht unmittelbar an FluG... und 

Bachläufen gelegenen Wase.rrachten (z. B. GrundwaGserentnahme, 

wie erwähnt Deponien, Sand- und Schottergruben, Öl.lagenlngen 
usw. ) .  Hier wäre z. B. C11e Ordnung nach Katastralgemeinden saoh­
gerecht. 

:3 ) Ungelöst in gegenständlicher Novelle ist die Frage der Um­
stellung des Wasserbuches (siehe im übrigen Äußerungen zu Ober­
gangsbest�ungen). 

11) Im einZelnen: 

Sieht man von obigen Bedenken grundsätzlicher Natur ab, ist 
folgendes auszuführen: 

1) ZuS 103 a: 

Hier wäre das Wort "begrUndet" in bezug auf begrtlndeten Antrag 
aus:liu1assen, da jeder Antrag eine sachgerecbte 'Begründung vor­
aussetzt. 

Es wäre in diesem zusammenhang überlegenswert, Unterl&gef:, wel­
che ein Geschäfts- ocler Betriebsgeheimnis belnhal. ten, überhaupt 
nicht dem öffentlichen Wasserbuch zu üba�itteln. Wenn sie nioht 
zur allgemeinen Einsicht dienen, brauchen sie auoh nicht über­
mittelt zu werden. Bei nachgewiesenen, darüber hinaus gehenden 

Interessen ist ohnehin eine Einsicht in den Wasserrechtsakt mög-
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lieh. 

2) Zu S 124: 

a) "Ersiehtlichmachung": 

OffenkUndig SOll durch diese wortwahl eine gewisse Realil!v1e­

rung festgehalten werden. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 

werden jedoch wesentliche Einzelheiten in ein Buch eingetragen. 

ES besteht kein Anlaß, von dem allgemeinen Sprachgebrauch abzu­
gehen. DUrch c11e "lUntl"aguny" �4;:!llJt:lL wJ..&:ö rlOCh nioht dokumen­

tiert, daß allfällige Rechte erst daäurch entstehen. 

b) Anzustreben ist nicht nur eine Erfassung der bestehenden 
Wusarbenutzungsreohte, sondern aller Rechte, welche wegen des 
Wassers erteilt werClen, so wären einzubeziehen: BeSCheide, also 

erteil te Bereoht1gungen für bauliche Anlagen (s 39 Entwässer, 

§ 40 Schutz- und R�ul!�LW1Y:.JUQuLt;tu, S 41 aeitragspfliehten, 

§ 44 Instandhaltungen, S 47). Diese Aufzählung erhebt keinen An­

spruCh auf Vollständigkeit. 

Zu bedenken 1st, daß auch Sand- und Schottergruben, ebenso wie 

Deponien (§ 31 a und § 31b), � letztere 1 t. vorliegender Novel­

le- mit erfast werden sollen. 
Gerade hinsichtlich der Deponien erscheint dies von wesentlicher 

Bedeutung, da nach der 3udikatux· des verwaltungsgerichtshofes 

auch neue Eigentümer für Folgen al ter, möglicherweise ihnen 
nicht bekannter Deponien haften. 

Oie biSher von der Wasserbuchbehöräe (in der Steietmark) gesam­

me1 ten Bescheide in bezug auf Deponien usw. beruhen auf beaoht­
liehen Initiativen, finden jedoCh vorerst im Gesetz keine hin­
reichende Deokung. Hinsichtlich der Möglichkeit, Informationen 
zu er�ten, ist man auf die Gubiilligkeit der Beamten angewie­

sen. 

23/SN-236/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)10 von 15

www.parlament.gv.at



6 -

c) Im vorliegenden Novellenentwurf wäre noch in Abs 3 lit d zu 

ergänzen: 

Es iat nicht erkennbar, WBIUl bei der Liegenschaft oder wann bei 
der aetriebsanlage ersichtlich gemacht - e�etragen wird. 

Hier wäre. zu ergänzen: 

"Die Liegenschaft oder - falls Anlagen auf fremdem Grund er­
richtet werden - Betriebs8nlage, mit der das Recht verbunden 

ist ($ 22)." 

d) In e) wäre statt von "nutzbarer Wassermenge" von "bewilligter 

Wasserrnenge 11 zu sprechen. 

Weiters fehlen notwendige B1ntragungen hinsichtlioh 

- der Beschränkung über die Pflichtwassermenge 
- die zugunsten des Wasserrechtes bestellten Dienstbarkeiten 

und 
- allfällige M1tbenutzungsrechte. 

f) Die Novelle sieht in gewissem Umfang die Ersicht1ichmachung 

weiterer Wasserrechte durch Verordnung des Landeshauptmanns vor 

. (Abe 5). 

Abgesehen davon, daß die notwendige Bestimmtheit fehlt, fehlen 

auch die Kriterien, unter welCher. voraussetzungen der Landee­

haupbnann e�ne solche Verordnung erlassen eoll/k8N\/muß. 

Aus Gründen der Rechtseinheit soll es auch nicht von einer Ver­
ordnung eines Landeshauptmannes abhängen, Ob die der Bewill1 .. 

gung unterliegenden Wasserbenutzungen i:tingetregen werden oder 
nicht. 

3) Zu S 125: 
a) Hier wäre an geelgne+.er Stelle zu ergänzen, daS (analog 
Grundbuch) entweder die wasserrechtsbehörde verpflichtet ist, 

die Wasserbuch.behörc1e von aer HecntsKratt g�� �$cheide8 1;01"l ver 

ständigen oder von der Einbringung von Rechtsmitteln und deren 

1 
! 
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Erledigung sowie 

- die Wasserberechtigten verpflichtet sin�, bei RechtsUbergang 
( z. B. Verkauf) diesen umstand der wasserrechtsbehöräe nrl.tzute1-
18n. 

Weiters fehlt eine Bestimmung, wo das Wasserbuch (nach Novelle) 

bis zur Umgestaltung durch BOV-Anlagen aut!iagt (Se�irkshaupt­
mannschaft oder Landesregierung oder bei beiden ) . 

Im Falle aber einer Umstellung auf EDV-Anlagen läßt sieh aus dem 
Novellentext nicht entnehmen, ob und wo jedenfalls �bruf.�.llen 
eingerichtet werden (Siehe in diesem Zusammenhang AusfUhrungen 
Allgemeines) • 

b) In der derzeitigen Fassung ist vorgesehen, daß das Bundesmi­
nisterium für Land- und Forstwil."tschaft einen der Landeshaupt­
leute als Wasserbuchbehörde zu bestimmen hat, wenn das Wasser­
recht sich über zwei oder mehrere !dänder erstrackt. Diese Ba­
stimmung 1st unentbehrlich. 

e) Zu S 125 Abs 3: 

Nach geltendem Recht ist jede Eintragung inl Wasserbueh und jede 
Änderung oaer Löschung von einem BeSCheid dtlL" Wasserbuohbehörd.e 
$bhängig, der den WOl:'tlaut der Eintragung festlegt. 

Wann (mögliche�ise) einar Wasserbucheintragung nach der No­
velle keine so weittragende gedeutung zukommt wie nach gelt9n­
den Recht, so ist es nach dem prinzip der Reehtsstaatlichkeit, 

vor allem aber aus Gründen der BUrgerfreund!ichkeit erforder­
lich, daS an einer bascheidmäß1gen Erledigung festgehalten Wird. 
Für den Berechtigten ist es auf diese Weise ohne Aufwand mög­
lich, die ordnungsgen\aße E1nl.,LdYI.LI"19 festzuotellen. 

Als erheb!icher Grund für eine formlose Erledigung wird $ngeee­
hen, daß das Verfahren auf Eintragung im Wasserbuch überaus kom­
pliziert und aufwendig sei: Erlassung des 8ewilligungsbeachei­
des, Konzept des Wasserbuchbesci1e1tles, Zustellung des Konzeptes 
an die Wasserbuchbehörde I Einlegung des Entwurfes des wasser .. 
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rechtsbescheides in die Gewässermappe, Erlassung des Wasser­

rechtsbescheides, Zustellung des Wasserbuchbescheides, AbWarten 

der Rechtskraft, Verfügung des Inhaltes des Wasserbuchbescheides 

im wasserbuch usw . (siehe Seite 8. der erläuternden Bemerkun­
gen) . 

Ohne auf die Frage einzugehen, ob die Umständlichkeit in diesem 

Ausmaß erforderlich ist (und tatsächlich gehandhabt wird), 

scheint folgende Lösung möglich: Im Bewilligungsbescheid werden 

die für die Bintragung wesentlichen Daten erfeSt und dem Wasser­

buchbescheid ohne besonderen Aufwand zugrunde gelegt. 

Mit Angabe der für das WasserbuCh weiter notwendigen B�elhei­
ten, wie Gewässer, Ordnungszahl usw. wird dies bescheidmäßig den 

Betroffenen übenni ttel t und (allenfalls nach Rechtskraft) in 
das Wasserbuch übernommen. Im Grundbuch erfolgt die Sintragung 
ähnlich und vor Rechtskraft. 

Aufgrund der BOV-mäßigen EinriChtung ist hiemit - abgesehen von 

der Zustellung des Bescheides - kein weiterer wesentlicher Auf­

wand verbunden. Es 1st in !:!�.esem Zusanmenhang 1rranerhin von Be­
deu��g, daß es sich beim Wasserbvch um eino öffentliche Urkunde 

hanOelt, deren unrichtigkeit erst gesondert bewiesen werden 

muß. Für den Fall aber einer besChqidmäßigen Erledigung würden 

lf,.h1t1i1r f";'h",.11"io unn nhn� Mr.:tnnnllr�n Anfw.Rnn MRAit:iot: wArc"lAn 
körvlen. 

d) Zu S 125 Abs 3: 
Oie vorgesehene Frist von zehn Jahren für das Aufbewahren der 

Urkunden 1st als zu kurz anzusehen. Nach der Praxis werden Ur­
kunden des Wasserbuches nach Ablauf der Frist dem Landesarchiv 

Ubar8tellt. 

EB hat sich wiederhOlt herausgestellt, daß gerade das Fehlen von 

Urkunden Anlaß fUr teilweise unbefriedigende Verwaltungsverfah­

ren bilden (und bilden können). 

Oie Frist müßte daher jeäenfalls auf dreißig Jahre ausgedehnt 

werden. Zu überlegen wäre, die Urkunde nach dieser Frist den 
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Wasserberechtigten zurückzugeben. 

e) Zu S 125 Abs 4: 
Der Hinweis auf das Grundbuch ist bei Gesetzeswerdung dieser NQ­
velle nicht mehr notwendig. 

Es soll allerdings das Interesse des Wasserberechtigten an der 
richtigen Eintragung im Wass9rbuch aufrecht bleiben (siehe auch 

unter Punkt Allgemeines). 

Sind in einem Wasserrechtsverfahren der Behörde die Betroffenen 

bekanntzugeben, so muß es genügen, Name und Anschrift der Be­

l:'echtigten aus dem Wasserbuch zu entnehmen. Du Risiko der un­

richtigen oder unriohtig gewordenen Eintragung hat (oder soll) 

der Berechtigte tragen (siehe Bescheiderlaseung). 

f) Der Wasserbuchbehörde wäre - wie erwähnt - nicht nur der Be­
scheid der Wasserrechtsbehörde zu übermitteln, sondern auch die 
Rechtskraft oder Teilrechtskraft dieses Cekannzugeben (oder die 

Einbringung eines Rechtsmittels). 

4) Zu S 126: 

a) Aus rein sprachlichen GrUnden wirö in Abs 1 vorgesohlagen: 

. '1 Je(lermann ist die Einsicht in aas Waaserbuch und Urkundensanun­

.1ung gestattet." Das Recht der AUf:5�lu:J..ctllatJl\\a, ebenso wie die 
Ausfertigungen von Abschriften und Kopien ergibt sich aus dem 

AVG, ebenso, daß eine Entnahme auch von Teilen des Waaserbuohes 

unzuläS!l1g ist. 

b) Zu S 126 "Ze.1ohnungsberechtigung": 

Ohne gesetzliche Deckung werden jetzt von der Wasserrechtsbehör-

.. de Bestätigungen über die Ze1chnungsberechtigung von Organen 

der wassergenossensdlaften und Verbänden ausgestellt. 

Bs wäre daher zweckmäßig, jet�t eine Bestin'mung - analog Iian­
delsregis·cer - m1 t folgendem InhE\! taufzunehmen: 
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liDer Landeshauptmann ist berecht1gt, Uber Antrag eine Bestl!t1-
gung über die Befugnis zur Vertretung von Wassergenossenschaften 

und Verbänden auszustellen." 

5) "Obergangsbestinunungen tI : 

Zu Abs 1: 

SOllte man sich zu dem Verlust der Rechtswirkungen einer nicht 

vorgenommenen Eintragung im Wasserbuch bekennen, so scheint es 

durchaus möglich, diese Bestimmung unabhäng1g von den sonstigen 
Obergangsregelungen in der vorgesehenen Form zu belassen. 

Hinsichtlich der umstellung des Wasserbuches an siCh auf EOV­

Anlagen 1st e� - i:llli:iluy G.&:undbuch - notwendig, die Umstellung 
in jedem Bundesland durch Verordnung des Landeshauptmanns geson­
dert kundzumachen. BiS zu diesem Zeitpunkt müssen die Beat.t.mmun­

qen des derzeit geltenden Wasserrechtsgesetzes aufrecht blei­
ben. 
zweckmäßig wäre es, in das Gesetz eine Frist hineinzunehmen, bis 
zu welchem Zeitpunkt die Verwaltung verpflicht�t ist, jedenfalls 

eine Umstellung vorzunehmen. 

6) Eine umfassende Begutachtung scheint wohl erst möglich, wenn 

auch die entsprechende neue Wasserbuchverordnung erlassen ist. 

Grundsätzlich wird die umnstellung auf EDV-System begrüßt. 

Für den Ausschuß der Steier,märkischen 

Rechtsanwaltskammer: 

Der Referent: 

(Qr. Richard Kaan) 
l 
��/ .... 

(Dr. 

Prlsident: 

23/SN-236/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 15 von 15

www.parlament.gv.at




